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IM NAMEN DER REPUBLIK 

 

 

Das Landesverwaltungsgericht Niederösterreich erkennt durch MMag. Kammerhofer 

als Einzelrichter über die Beschwerde des A gegen den Bescheid der 

Bezirkshauptmannschaft Amstetten vom 17. Juli 2020, Zl. ***, betreffend 

Verweigerung einer Auskunft nach dem NÖ Auskunftsgesetz nach Durchführung 

einer öffentlichen mündlichen Verhandlung zu Recht:  

 

1. Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen 

2. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision nicht zulässig. 

 

Rechtsgrundlagen: 

§ 28 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz – VwGVG  

§ 25a Verwaltungsgerichtshofgesetz 1985 – VwGG 
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Entscheidungsgründe: 

 

1. Zum verwaltungsbehördlichen Verfahren: 

 

Mit E-Mail vom 25. Mai 2020 begehrte der Beschwerdeführer eine Auskunft gemäß 

§ 1 Abs. 1 NÖ Auskunftsgesetz von der belangten Behörde. Er verfasse eine 

Diplomarbeit am Juridicum der Universität *** zum Thema „Covid-19: 

Betretungsverbote und ihre Auswirkungen“. Dazu benötige er die Zahlen der 

Anzeigen gemäß des Covid-19-Maßnahmengesetzes, was zumindest die 

Verordnung „vorläufige Maßnahme zur Verhinderung der Verbreitung von Covid-19“, 

die „Verordnung gemäß § 2 Z 1 des Covid-19-Maßnahmengesetzes“ und die 

„Covid-19-Lockerungsverordnung“. Er benötige diese Informationen aufgeschlüsselt 

in Anzeigen an jedem Tag. Eine Unterteilung in § 1 und § 2 Z 1, Z 2 und Z 3 sei 

wünschenswert. Des Weiteren sei eine Information zum aktuellen Status wie etwa 

„rechtskräftig“, „in Berufung“ usw., wünschenswert. 

Der Beschwerdeführer ersuchte, die Auskunft gesetzmäßig und somit gemäß § 4 

Abs. 1 rasch zu erteilen. Falls die Auskunft in dieser Sache nicht in den 

Wirkungsbereich der belangten Behörde falle, so möge die Auskunftsanfrage 

möglichst rasch an das zuständige Organ weitergegeben werden und der 

Beschwerdeführer darüber in Kenntnis gesetzt werden. 

Im Falle einer Verweigerung beantrage er einen dementsprechenden Bescheid. 

 

Mit Schreiben vom 06. Juli 2020 übermittelte die belangte Behörde dem 

Beschwerdeführer für seine Diplomarbeit eine Statistik mit einer Erhebung zum 

Covid-19-Maßnahmengesetz für den Zeitraum 01. März 2020 bis 18. Juni 2020 für 

die niederösterreichischen Bezirkshauptmannschaften.  

Die mit diesem Schreiben übermittelte Beilage enthält eine Auflistung der 

Bezirkshauptmannschaften in Niederösterreich, die Zahl der Anzeigen nach 

Covid-19-Maßnahmengesetz bei den jeweiligen Bezirkshauptmannschaften sowie 

die bei den einzelnen Bezirkshauptmannschaften entschiedenen Verfahren. 

Demnach wurden in ganz Niederösterreich 2.168 Anzeigen im angegebenen 

Zeitraum nach Covid-19-Maßnahmengesetz erstattet und 1.819 entschieden. 
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Mit Schreiben vom 07. Juli 2020 teilte der Beschwerdeführer der belangten Behörde 

mit, dass die erteilte Auskunft nicht seiner Anfrage entspreche. Er benötige die 

Strafen pro jeweiligem Tag, um die Unterschiede der Verordnungsänderungen 

anhand der Anzahl der Strafen untersuchen zu können. Dies habe er auch in der 

Anfrage ausdrücklich spezifiziert mit der Formulierung aufgeschlüsselt in Anzeigen 

an jedem Tag. Diese Aufschlüsselung sei weiters notwendig nach den jeweiligen 

Bezirkshauptmannschaften, weil er nur so statistische Ausreißer herausfiltern könne, 

wenn beispielsweise nur in einem Bezirk eine größere Gruppe einmalig Strafen 

erhalten habe, die nichts mit der Änderung der Verordnung zu tun hätten. Aus 

diesem Grund habe er an die jeweiligen Bezirkshauptmannschaften geschrieben. 

Dies sei keine Änderung oder neue Anfrage, sondern lediglich eine Information zu 

der Anfrage, wobei sich die relevanten Informationen bezüglich des 

Auskunftsgesetzes bereits in der Anfrage befinden würden. Die Frist ändere sich 

somit nicht. 

Falls ihm die Auskunft, die er verlangt habe, nämlich mit der Aufschlüsselung, 

verweigert werde, so verlange er diese Verweigerung in Form eines Bescheides.  

Jede Statutarstadt habe ihm bereits geantwortet mit genau der geforderten 

Aufschlüsselung. Dies ca. innerhalb einer Woche nach der Anfrage. 

 

Mit Bescheid vom 17. Juli 2020, Zl. ***, sprach die belangte Behörde aus, die vom 

Beschwerdeführer mit Schreiben vom 25. Mai 2020 begehrte Auskunft betreffend 

diverse aufgegliederte Aufstellungen im Zusammenhang mit 

„Covid-19-Betretungsverboten“ zu verweigern. Als Grundlage wurde § 5 Abs. 1 Z 5 

NÖ Auskunftsgesetz angeführt. Begründend wurde dazu im Wesentlichen 

ausgeführt, dass das NÖ Auskunftsgesetz in § 5 leg.cit. Einschränkungen des 

Auskunftsrechtes regle. Im konkreten Fall komme § 5 Abs. 1 Z 5 

NÖ Auskunftsgesetz zum Tragen, der eine Auskunftsverweigerung in Fällen vorsehe, 

in denen die für die Erteilung der Auskunft erforderlichen Informationen erst beschafft 

werden müssen und bzw. oder wenn erst umfangreiche Ausarbeitungen erforderlich 

seien. Schon die Verwendung des Begriffes „Auskunft“ bedinge, dass die Verwaltung 

unter Berufung auf die Auskunftspflicht zu umfangreichen Ausarbeitungen, zur 

Erstellung von Gutachten und zur Beschaffung von auch anders zugänglichen 

Informationen oder dergleichen verhalten sei. Daraus ergebe sich, dass 

beispielsweise keine Statistiken erstellt, Bescheide ausgelegt oder wie im 
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gegenständlichen Fall keine Analysen über einlangende spezielle Anträge, sortiert 

nach verschiedenen Verordnungen und diversen Kriterien angestellt werden 

müssten. Auskunftsbegehren hätten konkrete, in der vorgesehenen kurzen Frist 

ohne Beeinträchtigung der übrigen Verwaltungsabläufe beantwortbare Frage zu 

enthalten. Die vollständige Erfüllung des Begehrens des Antragsstellers und die 

damit verbundene Ausarbeitung zahlreicher Akten würde diesen Rahmen im 

gegenständlichen Fall allerdings klar überschreiten.  

Im gegenständlichen Fall verlange der Antragssteller die Zahl der Anzeigen gemäß 

des Covid-19-Maßnahmengesetzes. Das betreffe zumindest die Verordnung 

„vorläufige Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung von Covid-19“, die 

„Verordnung gemäß § 2 Z 1 des Covid-19-Maßnahmengesetzes“ und die 

„Covid-19-Lockeruzngsverordnung“. Die Informationen mögen aufgeschlüsselt in 

Anzeigen an jedem Tag, also die Anzahl der Anzeigen am 16. März 2020, die Anzahl 

der Anzeigen am 17. März 2020 usw. erteilt werden. Eine Unterteilung in § 1 und § 2 

Z 1, Z 2 und Z 3 sei wünschenswert. Des Weiteren sei eine Beziehung zum aktuellen 

Status („rechtskräftig“, „in Berufung“ usw.) wünschenswert.  

Diesem Verlangen könne von der Behörde nicht nachgekommen werden, zumal 

diese Informationen derart gebündelt selbst bei der belangten Behörde nicht 

vorliegen würden. Die Beantwortung der Fragen im verlangten Ausmaß würde eine 

umfangreiche Ausarbeitung im Sinne des § 5 Abs. 1 Z 5 NÖ Auskunftsgesetz 

erfordern, zumal bei der belangten Behörde täglich mehrere hundert Anzeigen zu 

verschiedensten Rechtsmaterien einlangen würden. In der Zeit zwischen dem 

16. März 2020 und der Anfrage des Antragsstellers vom 25. Mai 2020 seien ca. 

20.000 Anzeigen eingelangt. Für die exakte Beantwortung der Anfrage sei die 

Durchsicht all dieser Anzeigen erforderlich, um feststellen zu können, ob davon die 

Verordnung betreffend vorläufigen Maßnahmen zur Verhinderung der Verbreitung 

von Covid-19, die Verordnung gemäß § 2 Z 1 des Covid-19- Maßnahmengesetzes 

und die Covid-19-Lockerungsverordnung betroffen sei, was einen enormen 

Verwaltungsaufwand bedeuten würde. 

Die der Behörde zur Verfügung stehenden statistischen Auswertemöglichkeiten seien 

jedoch nicht dazu geeignet, für einzelne Tattage oder Anzeigetage Auswertungen mit 

den vom Beschwerdeführer begehrten Informationen, zusätzlich aufgeteilt nach den 

einzelnen Covid-19-Verordnungen und den aktuellen Verfahrensstand zu liefern. 

Eine interne Statistik diesbezüglich werde nicht geführt. 
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Es existiere bis dato kein zentrales Verwaltungsstrafregister mit statistischen 

Auswertemöglichkeiten. Daten zu gemäß § 55 VStG noch nicht getilgten 

Verwaltungsstrafen würden von den einzelnen Strafbehörden im Hinblick auf die 

Strafbemessung gemäß § 19 VStG evident gehalten. Es erfolge daher eine Abfrage 

zu einem konkreten Beschuldigten, um feststellen zu können, ob einschlägige 

Vormerkungen vorliegen. Die vorhandenen Programme seien hingegen nicht dafür 

konzipiert worden, um Auswertungen für einzelne Tattage, zusätzlich aufgeteilt nach 

einzelnen Übertretungsnormen und dem Verfahrensstand durchführen zu können.  

Soweit dem Begehren des Beschwerdeführers von der belangten Behörde 

nachgekommen werden konnte, sei ihm eine Statistik übermittelt worden, die 

Informationen aufgeschlüsselt nach den einzelnen Bezirkshauptmannschaften und 

die Anzahl der Anzeigen nach dem Covid-19-Maßnahmengesetz und die Information 

darüber, wie viele davon bereits entschieden wurden, enthalte. Eine 

darüberhinausgehende Information sei ohne den Einsatz massiv zeitaufwendiger 

Ressourcen nicht möglich, zumal sämtliche Akten im besagten Zeitraum manuell 

überprüft und zudem noch gegliedert werden müssten. Die Auskunft könne daher 

gemäß § 5 Abs. 1 Z 5 NÖ Auskunftsgesetz im begehrten Umfang nicht gegeben 

werden. 

 

2. Zum Beschwerdevorbringen: 

 

Gegen diese bescheidmäßige Verweigerung der begehrten Auskunft vom 17. Juli 

2020 richtet sich die gegenständliche Beschwerde vom 13. August 2020, welche am 

18. August 2020 bei der belangten Behörde einlangte. Begründend wurde 

zusammengefasst ausgeführt, dass der Grund der Anfrage sei, dass es neben der 

persönlichen Verwendung in der wissenschaftlichen Arbeit einen wissenschaftlichen 

Wert habe zu erfahren, wie der Verlauf der Strafen ausgesehen habe. Nur so könne 

eine unterschiedliche Strafhäufung pro Verordnungsänderung ersichtlich gemacht 

werden. Eine Gesamtzahl der Strafen über einen Zeitraum sei nicht zielführend, da 

die Verordnungen sich wesentlich vom Beginn der Strafen bis zum Anfragedatum 

geändert hätten. Der Beschwerdeführer habe Anfragen mit gleicher Fragestellung an 

die Statutarstädte von Niederösterreich gestellt und innerhalb kurzer Zeit eine 

Statistik erhalten, die zumindest nach Tagen gegliedert gewesen sei, was 

vollinhaltlich seinem Antrag entspreche. Von der belangten Behörde habe der 
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Beschwerdeführer am 06. Juli 2020 eine Antwort erhalten, die lediglich eine 

Gesamtzahl der Strafen pro Bezirkshauptmannschaft sowie die Gesamtzahl der 

erledigten Fälle und eine Sonderung enthalten habe. Die Anzahl der Strafen der 

einzelnen Tage sei nicht enthalten gewesen. Die am 06. Juli 2020 übermittelte 

Statistik für den Zeitraum 01. März 2020 bis 18. Juni 2020 sei im Zuge einer anderen 

Anfrage erstellt worden. Dies bedeute, dass jemand anderer eine gleichartige 

Anfrage gestellt habe und für diesen Antragssteller eine Statistik mit größerem 

Umfang erstellt worden sei, da die Anfrage des Beschwerdeführers nur vom 

16. März 2020 bis zum 25. Mai 2020 gegangen sei und somit einen geringeren 

Statistikzeitraum umfasse. Die belangte Behörde behaupte, sie könne dem 

Verlangen nicht nachkommen, da sie eine Gliederung nach Verordnungen nicht 

liefern könne. Sie stütze sich darauf, dass dies einen enormen Verwaltungsaufwand 

bedeuten würde, weil es keine andere Möglichkeit als die Durchsicht aller Anzeigen 

gebe. Eine solche Gliederung sei jedoch nie gefordert oder erwünscht gewesen. Die 

Behörde behaupte auch, dass ihre statistische Auswertemöglichkeit nicht dazu 

geeignet sei, für einzelne Tage nach den einzelnen Covid-19-Verordnungen und den 

aktuellen Verfahrensstand durchzuführen. Ein Verfahrensstand wäre zwar 

wünschenswert gewesen, jedoch laut Antrag nie zwingend notwendig und sei auch 

nie eine Aufforderung zur Gliederung nach Verordnungen gefordert gewesen. Die 

belangte Behörde behaupte, dass es keine statistische Auswertemöglichkeit für 

Verwaltungsstrafen und auch keine Auswertung für einzelne Tage, aufgeteilt nach 

den einzelnen Übertretungsnormen, gebe. Es bestünde lediglich die Möglichkeit für 

einen konkreten Beschuldigten seine konkrete Vergangenheit zu beleuchten.  

 

Der Bescheid der belangten Behörde vom 17. Juli 2020 verletze den 

Beschwerdeführer in seinen subjektiven Rechten. Diese Rechtsverletzung ergebe 

sich zum einen aus dem Gleichheitssatz. Die belangte Behörde habe 

gleichheitswidrig gehandelt, indem sie für eine andere Anfrage mit gleichem Inhalt 

(Strafen pro Covid-19-Maßnahmengesetz) den „enormen Verwaltungsaufwand“ 

getätigt habe, da es keine andere Möglichkeit als die Durchsicht aller Anzeigen gebe 

und für die Anfrage des Beschwerdeführers jedoch diesen Aufwand als zu groß 

angesehen habe. Da das NÖ Auskunftsgesetz keine Differenzierung nach 

Antragsstellern vorsehe, sei hier ungleich vorgegangen worden bei gleichen 
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Voraussetzungen. Dabei habe die belangte Behörde gegen das Verbot der 

unsachlichen Differenzierung verstoßen. 

Zum zweiten habe die belangte Behörde ihrer Ablehnung zugrunde gelegt, dass eine 

Gliederung der Strafen pro Verordnung ein zu großer Aufwand sei. Sie habe dabei 

außer Acht gelassen, dass dies nie gefordert gewesen sei. Der Wortlaut der Anfrage 

beinhalte keineswegs eine Gliederung nach Verordnungen. Damit habe sie die 

Verweigerung fehlerhaft und damit rechtswidrig begründet.  

 

Der Beschwerdeführer beantragte, das Landesverwaltungsgericht Niederösterreich 

möge den angefochtenen Bescheid aufheben und die Angelegenheit zur Erlassung 

eines neuen Bescheides mit der Beantwortung der Anfrage an die belangte Behörde 

zurückverweisen.  

 

3. Zum durchgeführten Ermittlungsverfahren: 

 

Das Landesverwaltungsgericht Niederösterreich führte eine öffentliche mündliche 

Verhandlung durch. In dieser wurde Beweis erhoben durch Einsichtnahme in den 

von der belangten Behörde vorgelegten Verwaltungsakt, die Vorbringen der Parteien 

sowie die Beiziehung des C, IT-Experte beim Amt der NÖ Landesregierung, als 

Auskunftsperson. 

 

4. Feststellungen: 

 

In der Zeit zwischen 16. März 2020 und dem Auskunftsbegehren des 

Beschwerdeführers vom 25. Mai 2020 sind bei der belangten Behörde etwa 20.000 

Anzeigen eingelangt. 

 

Die elektronischen Anzeigedaten bei Verwaltungsstrafverfahren werden im 

Normalfall durch die Polizei im VStV-Programm erfasst, danach im Wege des 

Bundesrechenzemtrums (BRZ) an das Land Niederösterreich überspielt und dort 

automatisiert importiert.  

Das Verwaltungsstrafenprogramm VStV ist eine IT–Anwendung zur Abwicklung von 

Verwaltungsstrafverfahren. Es besteht aus dem Modul VStV–Exekutive (zur 

Erfassung von Anzeigen durch die Organe der Bundespolizei) sowie aus dem Modul 
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VStV–Behörde zur weiteren Abwicklung und zum Vollzug der Verwaltungsstrafen 

durch die Verwaltungsstrafbehörden erster Instanz.  

Die Übermittlung beruht auf einem „Handshake-Verfahren“. Das Land 

Niederösterreich bekommt dabei die Daten von VStV, bestätigt die Übermittlung und 

bekommt erst nach erfolgter Bestätigung wieder Datensätze von der Polizei. Es 

können daher aufgrund von Unterbrechungen, Jobabstürzen oder sonstigen 

Verzögerungen einige Tage zwischen Anzeigenlegung und Übermittlung an die 

Behörde vergehen. 

Zusätzlich kann die Bezirkshauptmannschaft noch eigene Anzeigen erfassen, die 

direkt bei der Bezirkshauptmannschaft einlangen oder von Amtswegen gemacht 

werden. 

 

Das Anzeigedatum wird von der Polizei (bei VStV-Anzeigen) und von den 

Sachbearbeitern der Bezirkshauptmannschaft (bei eigens erfassten Anzeigen) 

eingegeben. Das Anzeigedatum ist aber nicht gleich dem Übertretungsdatum oder 

dem Datum des Einlangens. 

 

Die Rechtsmaterie wird bei VStV-Anzeigen durch die Polizei nur indirekt erfasst. Es 

gibt jeweils Deliktscodes, die österreichweit einheitlich festgelegt sind. In diesen 

Deliktscodes sind die Rechtsvorschriften und die Strafnormen hinterlegt. Bei 

händisch erfassten Anzeigen im Strafenprogramm wird dies durch den jeweiligen 

Sachbearbeiter der Verwaltungsstrafbehörde erfasst. 

 

Es kommt in der Praxis vor, dass falsche Deliktscodes in der Anzeige ausgewählt 

werden. Diese werden von der Strafbehörde im Verwaltungsstrafverfahren dann 

korrigiert. Es kommt auch vor, dass die Polizei keinen adäquaten bzw. passenden 

Deliktscode findet oder es in manchen Fällen (noch) gar keinen gibt. Bei den COVID-

Maßnahmen wurden die Deliktscodes mit einer Zeitverzögerung von bis zu zwei 

Wochen nach Geltung der Bestimmungen in das System eingepflegt. Gibt es keinen 

passenden Deliktscode, dann wird ein allgemeiner Deliktscode verwendet, der keine 

(verletzte) Rechtsvorschrift und die dazugehörige Strafnorm aufweist.  

 

Bei den Anzeigen wird zwar das Datum des Einlangens bei der Behörde gespeichert, 

dieses Datum ist jedoch für die Bezirkshauptmannschaften irrrelevant und kann 
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daher auch bei den Statistiken nicht abgefragt werden. Die 

Bezirkshauptmannschaften können derzeit technisch nur nach Übertretungsdatum 

(falls dieses von der Polizei eingegeben wurde) und nach dem Anzeigedatum 

auswerten. Dazu kommt, dass man nicht zu 100% davon ausgehen kann, dass die 

richtigen Deliktscodes verwendet wurden. Erst wenn der Sachbearbeiter die Anzeige 

und den Strafakt dazu bearbeitet wird der Tatvorwurf entsprechend im System 

konkretisiert und kann dann auch korrekt ausgewertet werden. 

Daher könnte man ohne Sichtung und Bearbeitung der Anzeige nur auswerten, wie 

viele Anzeigen mit einem gewissen „Anzeigedatum“ und pro Deliktscode auf einer 

Bezirkshauptmannschaft eingegangen sind.  

Die geforderte Abfrage ist „per Knopfdruck“ nicht vollständig möglich. Möglich wäre 

eine Bereichseinschränkung auf das Anzeigedatum, die Behörde und auf bestimmte 

Deliktscodes. Diese Abfrage müsste dann pro Anzeigedatum und pro 

Deliktscodebereich durchgeführt werden. Alle Anzeigen die mit einem allgemeinen 

Deliktscode von der Polizei geliefert werden, müssten jedoch extra gesichtet werden 

um herausfinden zu können, ob sie zur angefragten Rechtsmaterie gehören. 

 

5. Beweiswürdigung: 

 

Die Feststellungen ergeben sich aus dem von der belangten Behörde vorgelegten 

unbedenklichen Verwaltungsakt sowie den schlüssigen und nachvollziehbaren 

Ausführungen des C.  

 

6. Rechtslage: 

 

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat, sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder 

das Verfahren einzustellen ist, das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch 

Erkenntnis zu erledigen. 

 

Die maßgeblichen Bestimmungen des NÖ Auskunftsgesetzes lauten: 

 

§ 1 

Dieses Gesetz regelt 

1. das Recht auf Auskunft von Verwaltungsorganen (Abschnitt 1) 
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2. das Recht auf freien Zugang zu Umweltinformationen und die Information der 

Öffentlichkeit über die Umwelt (Abschnitt 2) 

3. die Geodateninfrastruktur des Landes (Abschnitt 3) 

4. die Weiterverwendung von Dokumenten öffentlicher Stellen (Abschnitt 4). 

5. die Datenschutzbeauftragten im Wirkungsbereich des Landes (Abschnitt 4a) 

 

§ 4  

(1) Die Auskunft muß möglichst rasch, spätestens aber innerhalb von acht Wochen 

nach Einlangen des Auskunftsersuchens erteilt werden. Kann die Auskunft innerhalb 

dieser Frist nicht erteilt werden, so muß der Auskunftssuchende darüber informiert 

werden. Wird dem Auskunftsersuchen innerhalb dieser Frist nicht entsprochen, so ist 

dies in der Information zu begründen. 

(2) Der Verwaltungsaufwand für die Erteilung der Auskunft ist möglichst gering zu 

halten. Daher darf die Herstellung von Kopien, Ausdrucken oder anderen 

Vervielfältigungen von der Bezahlung der Selbstkosten abhängig gemacht werden. 

(3) Das ersuchte Organ muß bemüht sein, die Auskunft in verständlicher Weise zu 

erteilen. Ist eine schriftliche Anfrage unklar, dann muß dem Auskunftssuchenden 

aufgetragen werden, sein Verlangen zu verbessern. Die im Abs. 1 genannte Frist 

beginnt in diesem Falle erst mit dem Einlangen der Verbesserung zu laufen. 

(4) Wird von einem Organ eine Auskunft in einer Sache verlangt, die nicht in seinen 

Wirkungsbereich fällt, dann muß es das Verlangen möglichst rasch an das 

zuständige Organ weiterleiten oder den Auskunftssuchenden an dieses verweisen. 

Der Auskunftssuchende muß von der Weiterleitung verständigt werden. 

 

§ 5 

(1) Die Auskunft darf nur in folgenden Fällen verweigert werden: 

1. Wenn die Auskunft in einer Sache verlangt wird, die nicht in den Wirkungsbereich 

des Organs fällt; 

2. Wenn der Erteilung der Auskunft eine gesetzliche Verschwiegenheitspflicht 

entgegensteht; 

3. Wenn durch die Erteilung der Auskunft die Besorgung der übrigen Aufgaben des 

Organs wesentlich beeinträchtigt wäre; 

4. Wenn die Auskunft offenbar mutwillig verlangt wird; 
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5. Wenn die für die Erteilung der Auskunft erforderlichen Informationen erst 

beschafft werden müssen und/oder wenn umfangreiche Ausarbeitungen 

erforderlich sind; 

6. Wenn die Information dem Auskunftssuchenden anders zugänglich ist. 

(2) Berufliche Vertretungen dürfen die Auskunft darüberhinaus verweigern, wenn sie 

von Personen verlangt wird, die der beruflichen Vertretung nicht angehören. 

 

§ 6 

(1) Wenn die Auskunft nicht erteilt wird, kann der Auskunftssuchende verlangen, daß 

die Auskunft mit Bescheid verweigert wird. 

(2) Ein Antrag auf Bescheiderlassung muß bei sonstigem Anspruchsverlust 

spätestens binnen 3 Monaten nach dem Einlangen des Auskunftsersuchens 

schriftlich gestellt werden. Dem Antrag muß entweder eine Kopie des seinerzeitigen 

schriftlichen Auskunftsersuchens oder die schriftliche Ausführung des telefonisch 

oder mündlich gestellten Auskunftsersuchens angeschlossen werden. 

(3) Innerhalb einer Frist von 1 Monat nach Einlangen des Antrages auf 

Bescheiderlassung darf das ersuchte Organ die Auskunft nachholen. In diesem Fall 

ist der Antrag auf Bescheiderlassung abzuweisen. 

(4) Zur Erlassung des Bescheides, mit dem die Auskunft verweigert wird, ist in 

Sachen 

[…] 

2. die von der Bezirkshauptmannschaft (auch als Hilfsorgan für eine andere Behörde) 

besorgt werden zuständig die Bezirkshauptmannschaft […] 

 

7. Erwägungen: 

 

Der grundsätzlich jedermann zustehende Auskunftsanspruch kann erst dadurch zu 

einem konkreten subjektiv-öffentlichen Recht werden, dass er durch ein gestelltes 

konkretes Auskunftsersuchen individualisiert wird. Mit der Stellung eines 

Auskunftsersuchens erst steht der Pflicht der Behörde zur Auskunftserteilung ein 

dieser Pflicht korrespondierendes subjektivöffentliches Recht des Einschreiters 

gegenüber. Das individuell-konkrete Verwaltungsrechtsverhältnis wird durch die 
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Konkretisierung des gestellten Auskunftsbegehrens festgelegt (vgl. VwGH 

99/07/0035).  

 

Bei der Auslegung von Parteianbringen kommt es auf das aus diesen erkenn- und 

erschließbare Ziel des Einschreiters an. Parteierklärungen und damit auch Anbringen 

sind ausschließlich nach ihrem objektiven Erklärungswert auszulegen. Dem Geist 

des AVG ist ein übertriebener Formalismus fremd, weswegen auch bei der 

Auslegung von Parteianbringen im Sinne des § 13 AVG kein streng formalistischer 

Maßstab anzulegen ist. Wenn sich der Inhalt eines von einer Partei gestellten 

Anbringens als unklar erweist, ist die Behörde verpflichtet, den Antragsteller zu einer 

Präzisierung seines Begehrens aufzufordern (VwGH Ra 2019/12/0040). 

 

Im gegenständlichen Fall begehrte der Beschwerdeführer von der belangten 

Behörde die Zahlen der Anzeigen gemäß des Covid-19-Maßnahmengesetzes, was 

zumindest die Verordnung „vorläufige Maßnahme zur Verhinderung der Verbreitung 

von Covid-19“, die „Verordnung gemäß § 2 Z 1 des Covid-19-Maßnahmengesetzes“ 

und die „Covid-19-Lockerungsverordnung“ betreffe. Er benötige diese Informationen 

aufgeschlüsselt in Anzeigen an jedem Tag. Eine Unterteilung in § 1 und § 2 Z 1, Z 2 

und Z 3 sei wünschenswert. Des Weiteren sei eine Information zum aktuellen Status 

wie etwa „rechtskräftig“, „in Berufung“ usw. wünschenswert. Das Auskunftsbegehren 

des Beschwerdeführers ist zielgerichtet und klar formuliert. Im Hinblick auf die vom 

Beschwerdeführer ausgeführte wissenschaftliche Verwendung der Daten impliziert 

die Anfrage auch, dass diese richtig und vollständig sein müssen. 

 

Gegenstand einer Auskunft kann nur gesichertes Wissen - sei es im tatsächlichen, 

sei es im rechtlichen Bereich - sein. Auskunftserteilung bedeutet somit die 

Weitergabe von Informationen, die der Behörde bekannt sind und nicht erst zum 

Zweck der Erfüllung der Auskunftspflicht beschafft werden müssen. Die Verwaltung 

ist keinesfalls zu umfangreichen Ausarbeitungen oder zur Erstellung von (Rechts-) 

Gutachten verpflichtet (VwGH 2013/04/0021). 

 

Die Bezirkshauptmannschaften, so auch die belangte Behörde, können Anzeigen 

technisch nach dem Anzeigedatum auswerten. Allerdings werden in der Praxis nicht 

immer die richtigen Deliktscodes verwendet. Erst wenn der Sachbearbeiter die 
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Anzeige und den Strafakt bearbeitet, ist im System der konkrete Tatvorwurf enthalten 

der dann entsprechend zugeordnet werden kann. Ohne Sichtung und Bearbeitung 

der Anzeige kann man aus dem System nur herausfiltern, wie viele Anzeigen mit 

einem gewissen „Anzeigedatum“ und pro Deliktscode auf einer 

Bezirkshauptmannschaft eingegangen sind. 

 

Die Anfrage des Beschwerdeführers lautete auf die pro Tag eingelangten Anzeigen 

und nicht etwa auf die im System erfassten Anzeigen pro Tag. Um dem 

Auskunftsersuchen vollständig und korrekt nachzukommen wäre es erforderlich, 

zunächst die verfügbaren Daten aus dem elektronischen System abzufragen. Dies 

wäre laut Angabe der belangten Behörde mit einem überschaubaren Aufwand 

möglich. Dieser Daten wären aber unvollständig und damit nicht korrekt. Es kommt in 

der Praxis vor, dass falsche Deliktscodes in der Anzeige ausgewählt werden. Diese 

werden von der Strafbehörde im Verwaltungsstrafverfahren dann korrigiert. Es 

kommt auch vor, dass die Polizei keinen adäquaten bzw. passenden Deliktscode 

findet oder es in manchen Fällen (noch) gar keinen Deliktscode gibt. Gerade bei den 

Covid-Maßnahmen gab es Verzögerungen von bis zu zwei Wochen bei der 

Erstellung der Deliktscodes. In diesen Fällen ist davon auszugehen, dass ein 

allgemeiner Deliktscode („Leercode“) verwendet wurde, der keine (verletzte) 

Rechtsvorschrift und die dazugehörige Strafnorm aufweist. Da der allgemeine 

Deliktscode nicht nur für Anzeigen zu Covid-Maßnahmen, sondern auch in Fällen 

verwendet wird, wo kein oder kein passender Deliktscode besteht, müssten alle 

Anzeigen mit einem allgemeinen Deliktscode daraufhin geprüft werden, ob sie sich 

auf eine Covid-Maßnahme beziehen. Wenngleich die einzelnen Anzeigen 

elektronisch relativ rasch abfragbar wären, würden die Abfragen in Summe sowie die 

Kontrolle und Berichtigung der elektronisch abgefragten Daten einen erheblichen 

Aufwand erfordern. Dies deshalb, weil zunächst eine Abfrage mit einer 

Bereichseinschränkung auf das Anzeigedatum, die Behörde und auf bestimmte 

Deliktscodes durchgeführt werden müsste. Diese Abfrage müsste dann pro 

Anzeigedatum und pro Deliktscodebereich durchgeführt werden.  

Alle Anzeigen die mit einem allgemeinen Deliktscode von der Polizei geliefert 

werden, müssten noch extra gesichtet werden um herausfinden zu können, ob sie 

zur angefragten Rechtsmaterie gehören. 
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Im Ergebnis wären nach den obigen Ausführungen für die vollständige und korrekte 

Erteilung der Auskunft umfangreiche Ausarbeitungen (insbesondere im Hinblick auf 

die Kontrolle und Berichtigung der elektronisch abgefragten Daten) notwendig. Noch 

größer wäre der Aufwand, die Anzeigen zusätzlich nach den jeweiligen 

Rechtsmaterien aufzugliedern. Der Umstand, dass die Städte mit eigenem Statut in 

Niederösterreich dem Auskunftsbegehren nachgekommen sind, ändert nichts daran, 

dass die Aufbereitung der angefragten Daten einen erheblichen Aufwand für die 

belangte Behörde mit sich bringen würde.  

 

Der belangten Behörde kann in Anbetracht dieser Umstände nicht entgegengetreten 

werden, wenn sie in der angefochtenen Entscheidung auf den Verweigerungsgrund 

des § 5 Abs. 1 Ziffer 5 NÖ Auskunftsgesetz verweist und die Erteilung der Auskunft 

verweigert.  

 

Das Vorbringen des Beschwerdeführers, die belangte Behörde sei gleichheitswidrig 

vorgegangen, greift im gegenständlichen Fall nicht. Die dem Beschwerdeführer 

übermittelte Statistik mit Erhebungen zum Covid-19-Maßnahmengesetz für den 

Zeitraum 1. März 2020 bis 18. Juni 2020 für die NÖ Bezirkshauptmannschaften 

wurde nicht aufgrund einer Anfrage nach dem NÖ Auskunftsgesetz erstellt, sondern 

im Zusammenhang mit einer parlamentarischen Anfrage („Verwaltungsstrafverfahren 

aufgrund des Covid-19-Maßnahmengesetzes sowie des Epidemiegesetzes“) an den 

Bundesminister für Soziales, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz.  

 

8. Zur Unzulässigkeit der ordentlichen Revision: 

 

Die ordentliche Revision ist nicht zulässig, da im gegenständlichen Verfahren keine 

Rechtsfrage zu lösen war, der im Sinne des Art. 133 Abs. 4 B-VG grundsätzliche 

Bedeutung zukommt, insbesondere weil die Entscheidung nicht von der 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche 

Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen 

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird. 

 


